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Die Bundesrechtsanwaltskammer ist die Dachorganisation der anwaltlichen Selbstverwaltung. Sie 
vertritt die Interessen der 28 Rechtsanwaltskammern und damit der gesamten Anwaltschaft der Bun-
desrepublik Deutschland mit etwa 163.000 Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten gegenüber Be-
hörden, Gerichten und Organisationen – auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene. 
 

Stellungnahme 

Mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der zivilrechtlichen Durchsetzung von verbrau-
cherschützenden Vorschriften des Datenschutzrechts sollen verschiedene Regelungen im Bürgerli-
chen Gesetzbuch und im Unterlassungsklagengesetz (UKlaG) getroffen werden, um den Schutz von 
Verbrauchern zu verbessern, insbesondere bei Geschäften im Internet. Kernstück des Gesetzentwurfs 
sind die Änderungen im UKlaG, mit denen die Voraussetzungen geschaffen werden sollen, dass die 
anspruchsberechtigten Stellen nach § 3 Absatz 1 Satz 1 UKlaG auch aufgrund des § 2 UKlaG gegen 
datenschutzrechtliche Verstöße mit Abmahnungen und Unterlassungsklagen vorgehen können. Au-
ßerdem werden Regelungen im UKlaG getroffen, um eine missbräuchliche Geltendmachung dieser 
neuen Ansprüche und der anderen im UKlaG schon geregelten Ansprüche zu verhindern. 

Die Bundesrechtsanwaltskammer bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme und begrüßt 
den Gesetzentwurf grundsätzlich. Bedenken bestehen jedoch im Hinblick auf die geplante Änderung 
des § 309 Nr. 13 BGB, in der die Schriftform durch Textform ersetzt werden soll. Der elektronische 
Informationsaustausch ist in vielen Lebensbereichen eine Erleichterung; er ist aber leicht manipulier-
bar und unsicher. Dem sollte das Gesetz Rechnung tragen und den Parteien die Freiheit lassen, auch 
in AGB die Schriftform i. S. d. § 127 BGB zu vereinbaren, wenn sie es als zweckmäßig erachten. 
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Hierneben sollte bedacht werden, dass die Erfordernisse, die das geltende Datenschutzrecht an eine 
wirksame Einwilligung zur Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung knüpft, sehr weitgehend und 
im geschäftlichen Massenverkehr kaum einzuhalten sind. Im Geschäftsleben muss eine praktikable 
Möglichkeit bestehen, eine datenschutzrechtliche Einwilligung von Verbrauchern auch über allgemei-
ne Geschäftsbedingungen wirksam einholen zu können, damit sich Schutzvorschriften nicht als fakti-
sches Verbot der Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung erweisen. 

Zur Vermeidung einer Rückwirkung auf in der Vergangenheit gutgläubig angelegte Datenbestände ist 
zudem empfehlenswert, den Beseitigungsanspruch im Falle seiner Geltendmachung durch an-
spruchsberechtigte Stellen nur in Ansehung von nach Inkrafttreten der Neuregelung rechtswidrig er-
hobenen oder gespeicherten Daten zu gewähren. 

Im Einzelnen 

I.  Allgemeine Anmerkungen 

Der Schutz personenbezogener Daten hat nach Inkrafttreten des in Art. 8 der EU-Grundrechtecharta 
verankerten Europäischen Grundrechts auf Datenschutz mit der Beschlussfassung des Europäischen 
Rates über verschiedene Aspekte der geplanten Datenschutz-Grundverordnung und mit den BDSG-
Novellen 2009 (I - III) auf europäischer wie auf nationaler Ebene eine beachtliche Aufwertung erfah-
ren. Dies nach Ansicht der Bundesrechtsanwaltskammer mit Recht. Verbesserte Speicher- und Ver-
arbeitungsmöglichkeiten, neue Kommunikationskanäle und veränderte Einkaufsgewohnheiten erlau-
ben es, interessierten Unternehmen unter Einbeziehung von Betreibern sogenannter sozialer Netz-
werke in zunehmendem Maße personenbezogene Daten von Verbrauchern zu erheben und auszu-
werten. Die Betroffenen werden vielfach weder über die datenschutzrechtlich relevanten Prozesse, 
noch über die verantwortliche Stelle unterrichtet, geschweige denn um ihre insbesondere bei der Onli-
ne-Erhebung in aller Regel notwendige Einwilligung gebeten. Die zur Wahrung der betroffenen indivi-
duellen Belange notwendigen Rechte und Ansprüche hat der deutsche Gesetzgeber im BDSG (insbe-
sondere §§ 4, 4a, 6, 7, 11 i. V. m. 19, 20, 28-30a, 33-35  BDSG) sowie im TMG (§§ 13 – 15 TMG) in 
einem ausreichenden Maß gewährleistet und zudem eine staatliche Aufsicht eingerichtet. Gleichwohl 
sehen informierte, angemessen aufmerksame und verständige Verbraucher von der Wahrnehmung 
und Durchsetzung ihrer Rechte häufig ab. Dieses Verhalten ist angesichts der prominenten Berichter-
stattung über tatsächliche oder vermeintliche Datenschutzskandale weniger auf Unkenntnis zurückzu-
führen als auf den Aufwand, den die Rechtsverfolgung erfordert, teilweise aber auch auf schlichte 
Gleichgültigkeit. 

Vor diesem Hintergrund ist die mit dem Referentenentwurf verfolgte Förderung der zivilrechtlichen 
Ahndung von Verstößen gegen datenschutzrechtliche Vorschriften durch Verbraucherverbände und 
andere qualifizierte Einrichtungen grundsätzlich zu begrüßen. Gerade in Fällen, in denen große, nicht 
selten im Ausland ansässige Unternehmen und Betreiber sozialer Netzwerke unter Verstoß gegen die 
Vorschriften des BDSG und des TMG massenhaft personenbezogene Daten geschäftsmäßig erheben 
und auswerten, kann sich die Stärkung der Aktivlegitimation entsprechender Einrichtungen als geeig-
netes Instrument zur Abstellung von Missständen erweisen. 

Indes ist gleichzeitig zu bedenken, dass die Erfordernisse, die das geltende Datenschutzrecht an eine 
wirksame Einwilligung knüpft, sehr weitgehend und im geschäftlichen Massenverkehr kaum einzuhal-
ten sind (vgl. § 4a BDSG i. V. m. der Beschränkung der Einwilligung auf einen bestimmten „vorgese-
henen Zweck“ sowie § 13 TMG). Im Geschäftsleben muss eine praktikable Möglichkeit bestehen, eine 
datenschutzrechtliche Einwilligung von Verbrauchern auch über allgemeine Geschäftsbedingungen 
wirksam einholen zu können, damit sich Schutzvorschriften nicht als faktisches Verbot der Datenerhe-
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bung, -verarbeitung und -nutzung erweisen.1 Insbesondere kleinere und mittelständische Unterneh-
men, die in überschaubarer Menge Daten ihrer Kunden sammeln und zu Zwecken eigener, zielgrup-
pengerechter Werbung nutzen wollen, sind häufig bemüht, den Anforderungen an eine wirksame Ein-
willigung Rechnung zu tragen, können aber die dafür notwendigen Prozesse nicht ohne kostenintensi-
ve Beratung und eine teure technische Infrastruktur aufsetzen. 

II.  Zu den einzelnen Regelungen 

1.  Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

Mit dem Titel des beabsichtigten Gesetzes nicht ohne weiteres in Verbindung zu bringen ist die beab-
sichtigte Änderung des § 309 Nr. 13 BGB, wonach in AGB künftig nicht mehr die Schriftform, sondern 
nur noch die Textform soll vereinbart werden können (Artikel 1 Ziffer 1 des Entwurfs). Hiergegen be-
stehen sachliche Bedenken. 

Schon jetzt sieht § 127 BGB für den Fall der rechtsgeschäftlich vereinbarten Schriftform vor, dass im 
Zweifel die telekommunikative Übermittlung genügt. Der Referentenentwurf meint jedoch, dass dies 
vielen Verbrauchern nicht bekannt sei. Ihnen solle es deshalb leichter gemacht werden, wenn sie ver-
tragsrelevante Erklärungen gegenüber dem AGB-Verwender abgeben wollen oder müssen. 

Aus Sicht der Bundesrechtsanwaltskammer wäre diese Änderung weder erforderlich noch wün-
schenswert. Es werden auch bedeutsame Verbraucherverträge (z. B. Leasingverträge und Dauerbe-
zugsverträge) durch AGB geregelt. In diesen Vertragsverhältnissen besteht ein aus Sicht beider Par-
teien nachvollziehbares Interesse, eindeutige und sicher zuzuordnende Vertragserklärungen des je-
weils anderen Vertragspartners verlangen zu können. Dem kann nur die Schriftform, nicht hingegen 
die weniger sichere Textform genügen. 

Der elektronische Informationsaustausch ist in vielen Lebensbereichen eine Erleichterung; er ist aber 
leicht manipulierbar und unsicher. Dem sollte das Gesetz Rechnung tragen und den Parteien die Frei-
heit lassen, auch in AGB die Schriftform i. S. d. § 127 BGB zu vereinbaren, wenn sie es als zweckmä-
ßig erachten. 

Keine Bedenken bestehen hingegen, wenn, wie in Artikel 1 Ziffer 2 des Entwurfs vorgesehen, für die 
Informationspflichten nach § 675a BGB allgemein die Textform als ausreichend bestimmt werden soll. 

2.   Aktivlegitimation anspruchsberechtigter Stelle n (§ 2 Abs. 2 Nr. 11 UKlaG neu)  

Die Begründung einer Aktivlegitimation für anspruchsberechtigte Stellen ist aus den bereits eingangs 
geschilderten Erwägungen grundsätzlich zu begrüßen.   

Indes eröffnet die Neuregelung die Möglichkeit zu einem Vorgehen gegen jeden auch noch so gering-
fügigen, an der Schwelle zur Bagatelle liegenden Verstoß. In der Begründung des Referentenentwurfs 
wird zwar davon ausgegangen, dass Ansprüche nach § 2 Abs. 1 UKlaG nur dann bestehen, wenn ein 
Verstoß gegen datenschutzrechtliche Vorschriften in seinem Gewicht und in seiner Bedeutung über 
den Einzelfall hinaus reicht und eine generelle Klärung geboten erscheinen lässt. Diese richtige und 
wichtige Einschränkung ist dem geplanten Gesetz selbst aber nicht zu entnehmen. Der Rechtsverfol-

                                                      
1  Vgl. zu vorformulierten Einverständniserklärungen zur Telefonwerbung zuletzt BGH GRUR 2013, 531 – Einwilli-

gung in Werbeanrufe II unter Aufgabe der restriktiven Maßstäbe von BGH GRUR 2000, 818 – Telefonwer-
bung VI. 
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gung sind alleine durch die schon bislang geltende Missbrauchsregelung Grenzen gezogen (§ 2b des 
Entwurfs).  

Das Datenschutzrecht begründet als Ausfluss des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung indi-
viduelle Rechte, die allein die Interessen der Betroffenen schützen. Diese Rechte und die ihrer Wah-
rung dienenden Ansprüche der Betroffenen sind bereits gesetzlich verankert. Ihnen Rechnung zu 
tragen, fordert den Unternehmen einen ganz beträchtlichen Aufwand ab. Angesichts dessen wäre es 
konsequent und zielführend, die Aktivlegitimation der anspruchsberechtigten Stellen auf Verstöße von 
einigem Gewicht, die in ihrer Bedeutung über den Einzelfall hinaus reichen, zu beschränken. 

3.  Verankerung von Ansprüchen auf Beseitigung (§ 1  Abs. 1 Satz 1 UKlaG neu) 

Die Schaffung eines Beseitigungsanspruchs zugunsten anspruchsberechtigter Stellen ist ebenfalls 
grundsätzlich zu begrüßen. In der Tat ist es ausgesprochen misslich, dass nach derzeitiger Rechtsla-
ge zwar die Unterlassung der Verwendung unwirksamer datenschutzrechtlicher Einwilligungen in all-
gemeinen Geschäftsbedingungen verlangt werden kann, aber keine Handhabe dagegen besteht, dass 
der Unternehmer Daten trotz erforderlicher, aber unwirksamer Einwilligung erhebt oder von vornherein 
keine Einwilligung einholt. Ebenso verhält es sich, wenn ein Unternehmer die Betroffenen entgegen 
§ 4 Abs. 3 BDSG und/oder § 13 TMG nicht unterrichtet. 

Andererseits darf nicht übersehen werden, dass der auf Sperrung oder Löschung gerichtete Beseiti-
gungsanspruch sehr weitreichende Folgen hat. Aus Sicht der betroffenen Unternehmen stellt es einen 
beachtlichen Unterschied dar, ob sie – wie nach bisheriger Rechtslage – spezialgesetzlichen Ansprü-
chen von Einzelpersonen auf Löschung oder Sperrung ihrer jeweiligen Daten ausgesetzt sind 
(§ 35 BDSG), oder ob plötzlich eine anspruchsberechtigte Stelle die Löschung eines in der Vergan-
genheit geschaffenen Gesamtbestandes an Daten verlangen kann. Der im Referentenentwurf ange-
führte Verhältnismäßigkeitsvorbehalt, unter dem der allgemeine Beseitigungsanspruch steht, kommt 
gegenüber einem auf § 35 Abs. 2 Nr. 1 oder 3 BDSG gestützten Löschungsverlangen nicht zum Tra-
gen, da die Löschung nicht auf anderem, weniger einschneidendem Weg erreicht werden kann. Zur 
Vermeidung einer Rückwirkung auf in der Vergangenheit gutgläubig angelegte Datenbestände ist es 
empfehlenswert, den Beseitigungsanspruch im Falle seiner Geltendmachung durch anspruchsberech-
tigte Stellen nur in Ansehung von nach Inkrafttreten der Neuregelung rechtswidrig erhobenen oder 
gespeicherten Daten zu gewähren.  

4.  Erweiterung der Auskunftsansprüche (§§ 13, 13a UKlaG neu) 

Ebenso begrüßenswert ist die Ausweitung des Auskunftsanspruchs gegenüber Post, Telekommunika-
tions- und Telemediendiensten auf alle Fälle, in denen die anspruchsberechtigten Stellen zur Durch-
setzung der ihnen zustehenden Ansprüche unter Einschluss des Beseitigungsanspruchs auf die Aus-
kunft angewiesen sind. Nur konsequent ist es dann auch, dass in den in § 13a UKlaG geregelten Fäl-
len auch den sonstigen Betroffenen die gleichen Auskunftsansprüche zugebilligt werden.  

In diesem Zusammenhang erscheint es angesichts des BGH-Urteils vom 01.07.20142 zum Nichtbe-
stehen eines Auskunftsanspruchs von Betroffenen wegen Persönlichkeitsverletzung gegenüber den 
Betreibern von Internetportalen allerdings empfehlenswert, den Katalog der in § 13a UKlaG angeführ-
ten Rechtsverstöße um wiederholte, persönlichkeitsrechtsverletzende Äußerungen zu erweitern. Dass 
Betroffenen nach derzeitiger Rechtslage ein Auskunftsanspruch gegenüber Diensteerbringern zusteht, 
wenn sie z. B. durch unerbetene Werbung in ihrer Privatsphäre beeinträchtigt werden, nicht aber bei 
gravierenden, sich in aller Öffentlichkeit vollziehenden Persönlichkeitsrechtsverletzungen, ist ein nicht 

                                                      
2  Az.: VI ZR 345/13 
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hinzunehmender Wertungswiderspruch und leistet dem anonymen Verruf in der Öffentlichkeit Vor-
schub. 

5.  Weitere Regelungen 

Die Anpassung weiterer Vorschriften des UKlaG an den Wortlaut der entsprechenden Regelungen 
des UWG ist konsequent (§§ 2 Abs. 1 Satz 2, 2b, 3 Satz 1 Nr. 1 und 2 des Entwurfs). Ebenso konse-
quent und sinnvoll ist es, die Aktivlegitimation rechtsfähiger Verbände in UWG und UKlaG an die Vo-
raussetzung zu knüpfen, dass sie zur Verfolgung ihrer satzungsgemäßen Aufgaben tatsächlich in der 
Lage sind (§ 3 Abs. 1 Nr. 2 UKlaG, § 8 Abs. 3 Nr. 2 UWG des Entwurfs: Ersetzung von „soweit“ durch 
„wenn“). 

6.  Zur Begründung des Gesetzentwurfs  

Soweit die Begründung des Referentenentwurfs darauf verweist, dass zahlreiche Obergerichte an-
spruchsberechtigten Stellen nach § 8 Abs. 3 Nr. 2 - 4 UWG Unterlassungs- und Beseitigungsansprü-
che bei einem Verstoß gegen datenschutzrechtliche Vorschriften zugesprochen haben und insbeson-
dere §§ 28, 4 Abs. 1 und 4a Abs. 1 BDSG als Marktverhaltensvorschriften im Sinne von 
§ 4 Nr. 11 UWG erachtet worden sind, sollten der Vollständigkeit halber auch die abweichenden ober-
gerichtlichen Entscheidungen angeführt werden.3 

* * * 

                                                      
3  So z. B. OLG München WRP 2012, 756; OLG Frankfurt, MMR 2001, 259 mit Nichtannahmebeschluss des BGH 

vom 15.11.2001, Az. I ZR 47/01; KG, Beschluss vom 05.10.2007 – Az. II W 1/07 Kart. 


